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Volk entscheidet – gegen Nationalismus
Schweiz stimmt dank Gewerkschaften gegen ausländerfeindliche Initiative 

– von Roland Erne*
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Am  14.  Juni  2026  haben  die  Schweizer  Stimmberechtigten  über  die  ausländerfeindliche
Volksinitiative »Keine 10-Millionen-Schweiz! (Nachhaltigkeitsinitiative)« abgestimmt. Dabei
lehnten 55 Prozent der Abstimmenden die Verfassungsinitiative der rechten Schweizerischen
Volkpartei (SVP) ab,1 auch dank einer jahrzehntelangen Gewerkschaftskampagne.2 

Eine Annahme des SVP-Volksbegehrens hätte dramatische Konsequenzen gehabt. Es hätte
die Behörden dazu verpflichtet, beim Überschreiten eines starren Bevölkerungsgrenzwertes
von 9,5 Millionen Menschen – der wohl in wenigen Jahren erreicht wird – das Recht auf Asyl
sowie das Recht auf Familiennachzug auszusetzen. Ab dem Überschreiten des Grenzwertes
hätten  vorläufig  Aufgenommene auch keine  Aufenthalts-  oder  Niederlassungsbewilligung,
kein Schweizer Bürgerrecht und kein anderweitiges Bleiberecht mehr erhalten.

Da das Recht auf Familiennachzug auch im Abkommen vom 21. Juni 1999 zwischen der
Eidgenossenschaft und der Europäischen Union über die Personenfreizügigkeit verankert ist,
hätte eine Annahme der SVP-Initiative laut der Schweizer Regierung zudem zur Kündigung
aller bilateralen Verträge zwischen der Schweiz und der EU geführt. Deshalb wurde die SVP-
Initiative auch von grünliberalen, wirtschaftsliberalen und Mitte-Parteien sowie Wirtschafts-
verbänden als »Chaos-Initiative« bekämpft. Match-entscheidend war aber die große Mobili-
sierung der sozialdemokratischen und christlichen Gewerkschaften, der linken Sozialdemo-
kratischen Partei der Schweiz (SP) und der linken Grünen gegen die Initiative.3 

Die Ablehnung die SVP-Initiative ist ein Ergebnis einer jahrzehntelangen Kampagne der
Gewerkschaften, die zur Verabschiedung von effektiven sozialen Begleitmaßnahmen im Zu-
sammenhang mit der Marktintegration der Schweiz in den EU-Binnenmarkt führte. Die »flan-
kierenden Maßnahmen« führten dazu, dass die Tarifbindung in der Schweiz nach der Integra-
tion der Eidgenossenschaft in den EU-Binnenmarkt um über 20 Prozent gestiegen ist, nämlich
von 40,1 (2001) auf 51,5 Prozent (2021). 

Auf Druck der Gewerkschaften, der SP und der Grünen akzeptierten die bürgerlichen Par-
teien und Arbeitgeberverbände widerwillig auch eine Stärkung des Lohnschutzes. Recht ha-
ben und Recht bekommen ist bekanntlich nicht dasselbe, besonders nicht am Arbeitsplatz.
Zudem war es wirtschaftsliberalen Kräften auch klar, dass sie Volksabstimmungen zur EU
ohne linke Unterstützung kaum gewinnen können.4 

Dank der flankierenden Maßnahmen kontrollieren bipartite Kommissionen der Tarifpar-
teien (in Sektoren mit allgemeinverbindlichen Tarifverträgen) beziehungsweise tripartite Ko-
missionen  der  Kantone,  Gewerkschaften  und  Arbeitgeberverbände  (in  Sektoren  ohne  all-
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gemeinverbindliche Tarifverträge) die Lohnbücher von schweizerischen und ausländischen
Betrieben, um Sozialdumping zu verhindern. 2025 wurden 38.500 Firmen kontrolliert. Dabei
stellten die Kommissionen der Tarifparteien bei 24 Prozent der Entsendebetriebe in Branchen
mit allgemeinverbindlichen Tarifverträgen Lohndumping fest. Die kantonalen Kommissionen
beanstandeten Löhne in 21 Prozent der Entsendebetriebe sowie in 10 Prozent der Schweizer
Firmen. Dank privatrechtlicher sowie administrativer Druckmittel (Konventionalstrafen, Aus-
schluss von öffentlichen Aufträgen, etc.) konnten die Kommissionen Lohnnachzahlungen für
zigtausende Beschäftigte erwirken, ohne dass diese gezwungen waren, gegen ihre Arbeitgeber
vor Gericht zu ziehen. Das ist sehr wichtig, da Betriebe oft mit Rachekündigungen auf Be-
schäftigte reagieren, die ihre Rechte vor Gericht durchsetzen.5

Die flankierenden Maßnahmen zur Durchsetzung des Grundsatzes »Gleicher Lohn für glei-
che Arbeit am gleichen Ort« kommen nicht nur Hunderttausenden von Beschäftigten zugute.
Sie erklären auch, wieso es der SVP bislang noch nie gelungen ist, das Recht auf Personen-
freizügigkeit zu verhindern beziehungsweise abzuschaffen: weder an der Volksabstimmung
zur SVP-Initiative vom 14. Juni 2026 noch davor.6 

Selbst die SVP hat in ihrer Kampagne vor der Abstimmung den Erfolg der flankierenden
Maßnahmen gegen Sozialdumping implizit anerkannt. Deshalb konzentrierte die rechtspopu-
listische Partei ihren fremdenfeindlichen Wahlkampf auf andere Themen – nämlich den an-
geblichen »Dichtestress« durch höhere Fahrgastzahlen im öffentlichen Nahverkehr oder die
Gefahren für die »Nachhaltigkeit« durch eine Urbanisierung der Schweiz. Doch mit dieser
volkstümlichen Kampagne hat die SVP vor allem in den Städten, aber auch vielen ländlichen
Gegenden am 14. Juni Schiffbruch erlitten.7 

Nach  der  Abstimmung ist  jedoch  immer  auch  vor  der  Abstimmung,  besonders  in  der
Schweiz. Demnächst wird die Schweizer Bevölkerung über ein neues bilaterales Vertragspa-
ket mit der EU abstimmen, das die Beziehungen mit der EU neu ordnen soll. Nach jahrelan-
gen Verhandlungen ist es den schweizerischen und europäischen Gewerkschaften zwar gelun-
gen, die EU-Kommission und die schweizerische Regierung von der zentralen Bedeutung der
sozialen flankierenden Maßnahmen zu überzeugen. Dennoch ist der Ausgang dieser Abstim-
mung ungewiss, da die flankierenden Maßnahmen im Sozialbereich, insbesondere dort, wo
sie effektiv sind, mehreren bürgerlichen Parlamentarier:innen und Arbeitgebern langsam zu
weit gehen. So weit, dass die wirtschaftsliberalen und Mitte-Parteien den Bruch mit der EU
riskieren werden? 

* Roland Erne war Chemielaborant und Gewerkschaftssekretär in Lausanne und Zürich. Seit 
2003 ist er Hochschullehrer für Europäische Arbeitsbeziehungen am University College
Dublin.
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